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Kanton Luzern

An Schwerzmann
wird Kritik laut

rr. CVP und SVP sind mit dem partei-
losen Regierungsrat und Finanzdirektor
Marcel Schwerzmann unzufrieden.
«Bei uns mehren sich die Stimmen,
die Schwerzmanns fehlende Präsenz
und mangelhafte Durchschlagskraft be-
klagen», sagt CVP-Präsident Martin
Schwegler.

Marcel Schwerzmann weist die Vor-
würfe zurück. Er stehe mit allen Frak-
tionen in Kontakt und führe die Schul-
denabbau- sowie Steuersenkungspoli-
tik seiner Vorgänger weiter. FDP, SP und
Grüne halten die Kritik am Finanzdirek-
tor für überzogen. «Wir schätzten sei-
nen sachlichen Stil und dass er gesell-
schaftspolitisch aufgeschlossener ist als
sein SVP-Vorgänger», sagt etwa der
grüne Kantonsrat Adrian Borgula.

Seite 31

Ethos macht bei UBS sauber
Jetzt muss die UBS ihre Geschäftspolitik offenlegen. Die Stiftung Ethos
will an der ausserordentlichen Generalversammlung detaillierte Aus-
künfte über die Wertberichtigungen erhalten. – Seite 13 KARIKATUR JALS

KOMMENTAR

Die Bedenken
ernst nehmen

D
ie Abstimmung zur
Sportarena Allmend im
Luzerner Stadtparla-
ment fiel knapper aus

als erwartet. Dennoch: Das Pro-
jekt für ein neues Fussballstadion
mit kommerzieller Zusatznutzung
auf der Luzerner Allmend – des-
sen Bedeutung für die ganze Zen-
tralschweiz gross ist – nahm ges-
tern eine wichtige Hürde. Mit Ach
und Krach zwar, aber immerhin.

Die Befürworter dürfen sich aber
nicht allzu sehr die Hände reiben.
Luzerns Stadionpläne bleiben um-
stritten. Nicht das geplante Stadi-
on selber führt zu kritischen Fra-
gen. Im Gegenteil: Dessen kühne,
elegante Architektur ruft auch bei
Gegnern des Gesamtprojekts Be-
wunderung hervor. Unbestritten
ist auch, dass die Stadt den Be-
trieb des Stadions an Private aus-
lagert, um Kosten zu reduzieren.

Die Geister scheiden sich an den
88 und 76 Meter hohen Wohn-
hochhäusern, mit denen der In-
vestor Credit Suisse das Stadion
querfinanziert. Die Argumente da-
gegen wurden gestern von der
Ratslinken, SP, Grüne und CHan-
ce 21, dezidiert, aber sachlich und
wohl begründet vorgetragen. Sehr
umstritten ist auch das Finanzie-
rungsmodell mit einem privaten
Investor. Von «Risikominimie-
rung» ist auf Befürworterseite die
Rede, von «nicht kalkulierbaren
Risiken» auf Seiten der Gegner.

Luzerns Stadtrat tut gut daran, die
Bedenken und die Einwände ernst
zu nehmen. Finanzielle Zusatz-
zahlungen in zweistelliger Millio-
nenhöhe wie beim KKL (ebenfalls
ein gemeinsam durch die öffentli-
che Hand und private Investoren
realisiertes Projekt) kann sich die
Stadt kein zweites Mal leisten.

Erfreulich am gestrigen Entscheid
ist vor allem eines: Endlich kann
sich damit nun auch die Bevölke-
rung zum Stadion äussern. Die
erste von zwei Volksabstimmun-
gen in der Stadt Luzern findet am
24. Februar 2008 statt. Bis dann
hat Luzerns Stadtrat noch viele
Fragen zu klären. Nur so kann er
Vertrauen für das Projekt schaffen.

HUGO BISCHOF
hugo.bischof@neue.-lz.ch

Baudirektor Kurt Bieder freut sich über
das Ja zur Sportarena. BILD PHILIPP SCHMIDLI

Sportarena Luzern

20 zu 18 für die Umzonung
Luzerns Baudirektor kann
aufatmen: Das Parlament
sagt Ja zur Umzonung für
die Sportarena Allmend.

hb. Der Entscheid fiel sehr knapp aus.
20 Grossstadträtinnen und -räte stimm-
ten dem Zwischenbericht des Luzerner
Stadtrats zur Sportarena Allmend zu, 18
lehnten ihn ab. Es ging unter anderem
um die Umzonung, die für die beiden
geplanten Wohnhochhäuser notwendig
ist. Mit dem Bau der Hochhäuser will
der Investor Credit Suisse den Bau des
neuen Fussballstadions finanzieren.

Nun entscheidet das Volk
«Ich bin sehr erfreut, dass das Parla-

ment mit diesem Entscheid den Weg
frei macht für eine Volksabstimmung»,

sagte Luzerns Baudirektor Kurt Bieder.
Die Stadtluzerner Stimmberechtigten
können am 24. Februar 2008 über die
Umzonung abstimmen. Bei einem all-
fälligen Ja des Volkes folgt im Herbst
2008 dann eine weitere Volksabstim-
mung über das eigentliche Bauprojekt.

«Es gelang uns offenbar, die Qualitä-
ten des Sportarena-Projekts in städte-
baulicher, ökonomischer und ökologi-
scher Sicht im Parlament überzeugend
darzulegen», betonte Bieder. Der Volks-
abstimmung sieht er «sehr zuversicht-
lich» entgegen.

Finanzierung umstritten
Die geplante Sportarena hat im Parla-

ment allerdings weiterhin viele Gegner.
Das zeigte sich gestern im Verlauf der
knapp fünfstündigen Allmend-Debatte.
Umstritten sind vor allem die beiden
Wohnhochhäuser. Sie seien nicht land-
schaftsverträglich, sagte SP-Sprecherin

Patricia Infanger. SP, Grüne und CHan-
ce 21 kritisierten auch das Finanzie-
rungsmodell mit einem privaten Inves-
tor für den Service-public-Teil. Das
neben dem Stadion geplante städtische
Hallenbad werde viel zu teuer, bemän-
gelten sie.

Missgeschick bei Abstimmung
Dass der Parlamentsentscheid zur

Sportarena letztlich sehr knapp ausfiel,
ist auch auf ein Missgeschick bei
der Abstimmung zurückzuführen. Eine
grüne Parlamentarierin sagte beim Na-
mensaufruf versehentlich Nein anstatt
Ja. Sie hatte zuvor entgegen der Frak-
tionsmeinung der Grünen ihre klare
Zustimmung zur Sportarena bekannt
gegeben. 30 bis 40 Zuhörer verfolgten
gestern die Debatte im Grossen Stadt-
rat. Sie wurde per Lautsprecher in einen
Vorsaal übertragen.

Seite 25, Kommentar 5. Spalte
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HEUTE
6 Wirtschaft: Konjunktur
Der Bund sagt, dass das Wirtschafts-
wachstum schwächer wird. Seite 15

MAX RENGGLI
Der Unternehmer aus Schötz ist
innovativ. Deshalb erhielt er
gestern einen Preis. Seite 15

FINANZKRISE

Erster Verlust
Die Hypothekenkrise hat der US-
Investmentbank Bear Stearns im ver-
gangenen Vierteljahr den ersten Ver-
lust der Firmengeschichte einge-
brockt. Das Institut verbucht ein Mi-
nus von netto 854 Millionen Dollar
(990 Millionen Franken). Wegen der
Kreditkrise musste Bear Stearns in
dem am 30. November beendeten
Quartal Abschreibungen von 1,9 Mil-
liarden Dollar vornehmen. Das Top-
management verzichtet angesichts
des Misserfolgs in diesem Jahr auf
seine Bonuszahlungen.

«Das Schlimmste ist vorbei»
Trotz der Verluste von Bear Stearns
haben dieNewYorker Börsen gestern
mit Kursgewinnen eröffnet. Händler
führten zur Begründung die Hoff-
nung an, dass nach Vorlage der
neuen Quartalszahlen für die Wall
Street die schlimmsten Folgen der
Hypothekenkrise überwunden seien.
Getrübt wurde die Stimmung von
neuen Arbeitsmarktdaten der US-Re-
gierung. Danach lagen die Erstanträ-
ge für Arbeitslosenhilfe in der Woche
bis zum 15. Dezember mit 346 000
über den erwarteten 335 000. sda

KOMMENTAR

Aktionäre wollen die Kröte nicht schlucken

D
ie ausserordentliche
Generalversammlung
der UBS im Februar
verspricht spannend

zu werden. Einzelne Aktionäre
haben bereits klargemacht,
dass sie die vom Verwaltungsrat
vorgesetzte Kröte lieber nicht
schlucken wollen. Die geplante
Kapitalerhöhung mit zwei aus-
ländischen Grossinvestoren
bewirkt, dass der Anteil der Alt-
aktionäre an der UBS um etwa
10 Prozent schrumpfen wird.

Das Vorgehen der UBS ist un-
schön, aber verständlich. Die
Bank wollte die Hiobsbotschaft
über ihren 11-Milliarden-Ab-
schreiber mit der gleichzeitigen
Nachricht zu einer ähnlich gros-
sen Kapitalzufuhr abfedern –
und dadurch den drohenden
Vertrauensverlust abwenden.
Auch der Ärger der Altaktionäre
ist verständlich.

Ein Nein zur Kapitalerhöhung
würde die UBS aber in ein neues
Vertrauensloch stürzen. Und da-
mit allen Eigentümern schaden.
Für die Aktionäre empfiehlt sich
daher: ausrufen an der General-
versammlung – und dann zähne-
knirschend Ja stimmen.

Für Zündstoff sorgen auch die
begrüssenswerten Fragen der An-
lagestiftung Ethos zur Risikokon-
trolle der Bank. Mit der Keule des
Antrags zur «Sonderprüfung» in
der Hinterhand hofft Ethos auf
Erhellendes darüber, welche Her-
ren wofür verantwortlich sind
und welche Lehren das Debakel
erzeugt hat.

Risikopolitik ist Sache des Ver-
waltungsrats: So steht es im
Handbuch der UBS. Die Über-
wachung der Risikopolitik oblag
dabei vor allem den drei voll-
amtlichen Verwaltungsratsmit-

gliedern. Dies sind Marcel Os-
pel als Präsident sowie Marco
Suter und Stephan Haeringer
als Vizepräsidenten. Ospel steht
als Präsident und Ex-Konzern-
chef im Scheinwerferlicht und
sieht sich daher am stärksten
mit Rücktrittsforderungen kon-
frontiert. Formell lagen die
Kompetenzen zur Risikoüber-
wachung aber vor allem bei
Marco Suter, der seit diesem
Herbst als neuer Finanzchef in
einer noch stärker exponierten
Position sitzt.

Wie weit formelle und faktische
Kompetenzen übereinstimmten,
ist eine andere Frage. Es ist eine
der vielen Fragen, über welche
die kommende Generalver-
sammlung Aufklärung bringen
wird.

HANSUELI SCHÖCHLI

wirtschaft@neue-lz.ch

Ethos-Geschäftsführer
Dominique Biedermann

nimmt die UBS
ins Visier.
KEYSTONE

UBS

Ethos verlangt Sonderprüfung
EXPRESS

6 Die Stiftung Ethos will
wissen, wie die UBS die
Risiken kontrolliert hat.

6 Zudem soll offengelegt
werden, ob Gesetze
eingehalten wurden.

«Wir müssen Gewähr dafür
haben, dass die Ursachen
für die massiven Abschrei-
bungen erkannt wurden.»

DOMINIQUE B IEDERMANN,
ETHOS-GESCHÄFTSFÜHRER

Die Anlagestiftung Ethos
fordert von der UBS Antwor-
ten zu den Milliardenab-
schreibern ein. Die Gross-
bank will einlenken.

VON ADRIAN KREBS

Es war bloss eine Frage der Zeit, bis
verärgerte Anleger auf die Milliarden-
abschreiber der UBS und den drohen-
den Jahresverlust reagieren würden.
Den Anfang machte vor etwas mehr als
einer Woche der Amerikaner William
Wesner. Er reichte in New York Klage
gegen die UBS so-
wie gegen ehemali-
ge Topmanager ein.

Nun wächst auch
der Druck im In-
land. Gestern depo-
nierte die Anlage-
stiftung Ethos bei
der UBS einen um-
fassenden Frageka-
talog. Sie will an der ausserordentlichen
Generalversammlung von der Gross-
bank konkrete Antworten zu den «er-
heblichen Abschreibungen und Verlus-
ten», die im Zuge der US-Immobilien-
krise entstanden sind.

Lehren aus dem Vorfall ziehen
Damit verfolgt Ethos laut eigenen

Angaben zwei Ziele: Einerseits soll ab-
geklärt werden, ob die geltenden ge-
setzlichen Bestimmungen eingehalten
wurden. Andererseits sollen allfällige
Mängel in der Risikobewirtschaftung
und Risikokontrolle ans Tageslicht ge-
bracht werden. Denn: «Als langfristig
denkender Aktionär müssen wir Ge-
währ dafür haben, dass die Ursachen
für die massiven Abschreibungen in der
notwendigen Tiefe erkannt wurden»,
betont Ethos-Geschäftsführer Domini-
que Biedermann. Nur so sei es möglich,
Lehren aus dem Vorfall zu ziehen. Das
Auskunftsbegehren ist sowohl an den
Verwaltungsrat als auch an die Revisi-
onsstelle gerichtet.

Die UBS habe den Fragekatalog er-
halten, bestätigt Firmensprecher Serge
Steiner. «Wir haben Kenntnis von den
Fragen und werden diese sorgfältig
beantworten.» Wann genau, steht noch
nicht fest, die ausserordentliche Aktio-
närsversammlung soll aber in der zwei-
ten Februar-Hälfte stattfinden.

Auch Fragen zu Chefgehältern
Ethos will in erster Linie Antworten

zum Risikomanagement bei der UBS.
«Welche Massnahmen wurden ergrif-
fen, um die Bewirtschaftung und Kon-

trolle der Risiken bei den Geschäften in
Verbindung mit der US-Hypothekarkri-
se sicherzustellen?», fragt die Anlage-
stiftung. In diesem Zusammenhang
stellt sie auch Fragen nach der Unab-
hängigkeit zwischen Bewirtschaftung
und Kontrolle der Risiken sowie der
Limite für Transaktionen.

Brisant ist indes der Fragekomplex
rund um die Entschädigungen: «Sollte
die Vergütung 2006 der Führungsin-
stanzen angesichts der Risiken, die
durch die US-Hypothekarkrise bekannt
wurden, neu angepasst werden?
Wenn ja, in welcher Höhe?» Ge-
spannt warten die Investoren auf
die Antwort aus der UBS-Konzern-

zentrale.
Der Ethos-An-

trag findet pro-
minente Unter-
stützung. Ulrich
Grete, der schei-
dende Präsident
des AHV-Fonds,
bezeichnete die
Fragen gegenüber

der Nachrichtenagentur AP als richtig,
sinnvoll und sachgerecht: «Die UBS ist
gut beraten, sie so gut als möglich zu
beantworten.»

Mit ihren Fragen zielt die Anlagestif-
tung unmittelbar auf den Verwaltungs-
rat. Das Gremium ist gemäss Organisa-
tionshandbuch «für die grundlegende
Risikopolitik, die Genehmigung der Ri-
sikogrundsätze von UBS und für die
Festlegung der Risikokapazität»
zuständig. Ethos behält sich
vor, bei unbefriedigen-
den Antworten ei-
ne Sonder-
prüfung zu
verlangen.

Damit steht eine ernst zu nehmende
Drohung im Raum: Seit der Aktien-
rechtsrevision (1992) kann grundsätz-
lich jeder Aktionär bestimmte Sachver-
halte durch eine Sonderprüfung abklä-
ren lassen. Dabei gibt es gemäss Obli-
gationenrecht keine Tabus zum Unter-
suchungsgegenstand. Der Aktionär
muss an der Generalversammlung

bloss einen

Antrag auf Einleitung einer Sonderprü-
fung stellen. Wird das Begehren abge-
lehnt, so können Aktionäre innerhalb
dreier Monate den Richter anrufen,
sofern sie mindestens 10 Prozent des
Aktienkapitals oder Aktien im Nenn-

wert von 2 Millionen Franken vertre-
ten – was bei der UBS einem
Kapitalanteil von einem Prozent
entspricht. Ethos hält laut Ge-
schäftsbericht per Ende 2006 rund

1,1 Millionen UBS-Aktien.

Prüfer muss Bericht vorlegen
Der Richter beschliesst nach Anhö-

rung der Parteien über die Einsetzung
eines Sonderprüfers. Dieser muss dem
Richter einen Bericht vorlegen. Nach

der Bereinigung unterbreitet der
Verwaltungsrat das Dokument

der Generalversammlung.

Im kommenden Jahr fallen die
Arzneimittelpreise. KEYSTONE

Gesundheit

150 Medikamente
werden billiger

sda. Die Pharmafirmen senken ab
2008 die Medikamentenpreise von 120
bis 150 Präparaten. Mit den freiwilligen
Preissenkungen kommen die Pharma-
firmen nun einer Verfügung des Bun-
desamts für Gesundheit (BAG) zuvor.
Dieses wäre befugt gewesen, überhöhte
Preise auf das Niveau der europäischen
Vergleichsländer Deutschland, Däne-
mark, Grossbritannien und Holland zu
senken.

Dank den freiwilligen Senkungen
können die Pharmafirmen ihre Preise
8 Prozent über dem europäischen Ni-
veau festsetzen – mit dem Segen des
BAG.

Andreas Wildi, Leiter der Sektion
Medikamente im BAG, äusserte sich
erfreut über das Verhalten der Pharma-
firmen. Damit sei der letzte Schritt der
Preisbereinigungen abgeschlossen. Die
Schweiz befinde sich lückenlos auf
europäischem Preisniveau.

«Keine Hochpreisinsel mehr»
Die Überprüfung der Preise der Zeit-

spanne von 1993 bis 2002 war nötig
geworden, weil in dieser Periode der
europäische Preisvergleich lediglich bei
der Markteinführung vollzogen wurde.
Mit der sich im Parlament abzeichnen-
den Regelung, wonach alle drei Jahre
die Preise verglichen werden können,
ist Wildi überzeugt, dass die Schweiz
keine Hochpreisinsel mehr sein werde.

Die Preisanpassungen werden gestaf-
felt vollzogen. Preissenkungen von bis
zu 20 Prozent werden bereits am
1. März 2008 vollzogen. Für Senkungen,
die 20 Prozent übersteigen, ist der
1. Januar 2009 als Frist vorgesehen.
2008 sollen auf diese Weise 50 bis 100
Millionen Franken gespart werden.
2009 sollen weitere Einsparungen von
50 Millionen Franken dazukommen.

AKTIEN DES TAGES

TO
P

6 PRECIOUS WOODS N 126,40 +8,97
AIRESIS N 1,79 +5,92
SPIRT AVERT 11,50 +5,50
REDIT N 14,50 +5,45
GURIT I 1.030 +5,10

5
FL
O
P ADDEX N 37,25 -5,70

SCHLATTER N 380,00 -4,29
BFW LIEGENSCHAFTEN N 26,00 -3,71
WINTERTHUR TECH N 65,85 -3,31
COMET N 230,00 -3,24

DOLLAR in Fr. 4 1.1578 (+0.0019)
Devisenmittelkurs

EURO in Fr. 2 1.6588 (-0.0025)

GOLD Fr. pro kg 2 29 677 (-147)

Neue LZ vom 21.12.2007




